
1. Internationale Schiffbaupolitik

WTO-Verfahren EU ./. Korea

Im Oktober 2000 hatte der europäische Schiff-
bauverband CESA bei der EU wegen bestimmter Han-
delspraktiken Koreas zur Unterstützung der heimi-
schen Schiffbauindustrie Beschwerde eingelegt. Diese
betrafen im Wesentlichen staatliche Exportfinanzie-
rungsprogramme (Ausfuhrdarlehen, Bauzeitfinanzie-
rungen, Anzahlungsgarantien) sowie Umstrukturie-
rungsbeihilfen (Schuldenerlass, Umwandlung von
Schulden in Beteiligungen etc.) durch staatliche korea-
nische Banken zugunsten von Werften (Daewoo,
Daedong/STX, Halla/Samho), die durch ihren überzo-
genen Kapazitätsausbau und ihre aggressive Preispoli-
tik selbstverschuldet in Schwierigkeiten geraten
waren. Die daraufhin von der EU-Kommission einge-
leitete Untersuchung ergab, dass die genannten Bei-
hilfen verbotene bzw. anfechtbare Subventionen nach
dem WTO-Antisubventionsübereinkommen darstel-
len und sich schädigend für die europäische Schiff-
bauindustrie auswirken. Dies konnte nachgewiesen
werden anhand direkt verlorener Aufträge und Markt-
anteile, Preisdruck, Preisunterbietung sowie Auswir-
kungen auf Beschäftigung, Kapazitäten und Investi-
tionen. In besonderem Maße konnte die Schädigung
in bestimmten Marktsegmenten (Containerschiffe,
Produkten-/Chemikalientanker sowie LNG-Tanker)
nachgewiesen werden.

In einer EU-Ministerratssitzung im Juni 2002
wurde daraufhin beschlossen, Korea letztmalig Gele-
genheit zu einer friedlichen Beilegung der Streitigkeit
zu geben. Dies beinhaltete die erneute Aufnahme bila-
teraler Verhandlungen zwischen Korea und der EU-
Kommission. Falls diese Bemühungen erfolglos blie-
ben, sollte ein Streitbeilegungsverfahren bei der Welt-
handelsorganisation WTO eingeleitet werden und
zugleich zeitlich befristete Schutzmaßnahmen in Form
von Beihilfen von 6 % für die am meisten geschädig-
ten Marktsegmente zugelassen werden. Da die Ver-
handlungen ohne Ergebnis blieben, leitete die Kom-
mission im Oktober 2002 das Streitbeilegungsverfah-
ren bei der WTO ein. Zugleich setzte sie die

EU-Verordnung 1177/2002 zur Einführung befristeter
Schutzmaßnahmen in Kraft. 

Ein Panel der WTO hat am 7. März 2005 seinen
Abschlussbericht zu dem Verfahren vorgelegt. Der
200 Seiten umfassende Bericht kommt zu dem Ergeb-
nis, dass die beanstandeten Exportfinanzierungspro-
gramme der staatlichen koreanischen KEXIM-Bank
zwar nicht gegen das WTO-Antisubventionsüberein-
kommen verstoßen. Beanstandet wird allerdings die
Anwendung der Programme. Hierzu wird festgestellt,
dass eine größere Anzahl individueller Transaktionen
unter diesen Programmen zu nichtmarktkonformen
Bedingungen erfolgte und daher verbotene Beihilfen
nach den Vorschriften der WTO darstellte.

Nicht durchdringen konnte die EU mit ihrem Vor-
wurf, dass die an drei Werften gewährten Restruktu-
rierungsbeihilfen durch staatliche Banken anfechtbare
Subventionen nach den WTO-Regeln darstellen und
zu einer Schädigung der europäischen Schiffbauindust-
rie geführt haben. Auch wenn Zweifel bestehen,
konnte nach Auffassung des Panels die EU nicht hin-
reichend nachweisen, dass die Restrukturierung zu
nichtmarktkonformen Bedingungen erfolgte. 

Der Bericht schließt mit der Aufforderung an
Korea, die beanstandeten Beihilfen binnen einer Frist
von 90 Tagen zurückzunehmen. Eine Aufforderung
zur Rückzahlung der Beihilfen enthalten die Empfeh-
lungen des Panels nicht. 

Signifikante Auswirkungen auf die koreanische
Schiffbauindustrie dürften sich damit aus den Empfeh-
lungen der WTO kaum ergeben. Da es sich bei den
beanstandeten Exportfinanzierungen größtenteils um
bereits abgewickelte Aufträge handelt, stellt sich auch
die Frage nach der praktischen Relevanz der Aufforde-
rung zur Zurücknahme der Beihilfen.

Schwerer wiegt allerdings, dass sich aus dem
Bericht keine durchgreifenden politischen Auswirkun-
gen ergeben dürften. Die Erwartung der EU-Kommis-
sion und von CESA war, dass das Verfahren Signalwir-
kung auf die laufenden Verhandlungen zu einem
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neuen OECD-Schiffbauübereinkommen haben würde
und so ein wichtiger Schritt zur Herstellung fairer
Wettbewerbsbedingungen im Weltschiffbau hätte
getan werden können. Diese Erwartungen haben sich
leider nicht erfüllt.

Offensichtlich ist auch, dass die Handelsregeln der
WTO nur unzureichend geeignet sind, den Wettbe-
werbsverzerrungen im Weltschiffbau adäquat zu
begegnen. Unfaire Preispraktiken im Schiffbau lassen
sich mit den allgemeinen Antidumpingregeln, die eher
für gedumpte Einfuhren im herkömmlichen Sinn zuge-
schnitten sind, nicht lösen. Schiffe werden jedoch nicht
„importiert“, sondern von der Werft an den Kunden
abgeliefert und anschließend international in Fahrt

gesetzt. Zudem zielen die WTO-Regeln auf die Subven-
tionierung von Produkten und nicht von Produzenten,
was im Schiffbau der häufigere Fall ist. Schließlich regelt
die WTO direkte staatliche Stützungsmaßnahmen und
nicht eher informelle Praktiken staatlicher oder staatlich
kontrollierter Banken, wie dies in Korea der Fall ist. All
dies unterstreicht die Notwendigkeit eines weltweit ver-
bindlichen Abkommens zur Herstellung fairer Wettbe-
werbsbedingungen im Weltschiffbau.

Zwischenzeitlich hat auch Korea ein Verfahren
vor der WTO eingeleitet, das im Wesentlichen gegen
die Einführung der befristeten Schutzmaßnahmen
gerichtet ist. Dieses Verfahren ist von dem Verfahren
EU/Korea unabhängig und unterliegt daher auch sei-
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nen eigenen Fristen. Da dieses später eingeleitet wurde,
wird es sich entsprechend länger hinziehen. Seine prak-
tische Relevanz dürfte ohnehin gering sein, da die Ver-
ordnung zur Einführung der befristeten Schutzmaßnah-
men zum 31. März 2005 ausgelaufen ist.

OECD-Schiffbauübereinkommen 

Die OECD hatte im Dezember 2002 ihre Arbei-
ten an einem neuen Übereinkommen zur Herstellung
fairer Wettbewerbsbedingungen im Weltschiffbau
wieder aufgenommen. Inzwischen haben mehrere
Verhandlungsrunden innerhalb der hierfür eingesetz-
ten Sonderverhandlungsgruppe unter Vorsitz des

Schweizer Botschafters stattgefunden. Dabei wurden
sichtbare Fortschritte bislang nur zum Verbot staatli-
cher Unterstützungsmaßnahmen erzielt. Unverändert
schwierig gestalten sich die Verhandlungen in Bezug
auf einen Mechanismus gegen schädigende Preisge-
staltungen im Schiffbau.

Die EU und auch die europäische Schiffbauindust-
rie haben in den Verhandlungen verdeutlicht, dass ein
effektiver Mechanismus gegen Dumpingpraktiken im
Schiffbau unverzichtbarer Bestandteil des Überein-
kommens ist. Dumpingpraktiken im Schiffbau können
mit den herkömmlichen Instrumenten nicht sanktio-
niert werden. Dies liegt daran, dass Schiffe – im
Gegensatz zu sonstigen Handelsgütern – nicht in

Seenotrettungsboot „Eckernförde“, 7 t Verdrängung
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(großen) Serien produziert werden, in der Regel nicht
in ein Einfuhrland importiert werden und dementspre-
chend auch nicht mit Strafzöllen belegt werden kön-
nen. Insofern ist der Schiffbau die einzige Industrie
weltweit, die unlauteren Preispraktiken schutzlos aus-
geliefert ist. Ein wirksames Instrument gegen derartige
Praktiken ist daher auch eine der zentralen Forderun-
gen von LeaderSHIP 2015. 

Nach dem jetzigen Stand der OECD-Verhandlun-
gen, die noch bis zum Jahresende 2005 mandatiert sind,
ist kaum eine Lösung der Probleme zu erwarten. Das
Thema „Dumping“ spielt in den Verhandlungen keine
Rolle und wird insbesondere von Korea und China
blockiert. Leider scheint nunmehr auch Japan, das wie die
EU dieses Thema bislang als notwendiges Element des
Übereinkommens gesehen hatte, sich eher mit einem
schwachen Übereinkommen begnügen zu wollen.

Auch von einem effektiven Instrument gegen
staatliche Unterstützungsmaßnahmen ist der aktuelle
Verhandlungsentwurf weit entfernt. Zu den erlaubten
Stützungsmaßnahmen sollen nunmehr auch Ret-
tungsbeihilfen zählen. Dies würde das Abkommen
weiter schwächen und ist nicht akzeptabel. Gerade
Rettungsbeihilfen gehören zu den am weitesten ver-
breiteten und zu den schwerwiegendsten staatlichen
Stützungsmaßnahmen. 

Das Beispiel Korea hat gezeigt, wie Unterneh-
men kontinuierlich unter eigenen Kosten anbieten und
demzufolge Verluste erwirtschaften, die unweigerlich
zum wirtschaftlichen Zusammenbruch des Unter-
nehmens führen. Werden diese Unternehmen an-
schließend mit staatlicher Hilfe entschuldet, können
sie weiterhin am Markt operieren. Die Regeln der EU
sehen in einem solchen Fall eine Reduzierung der
Schiffbaukapazitäten vor. Das hat sich in der EU
bewährt und sollte auch für die OECD gelten. Dies
würde auch einen Beitrag zum Abbau der Überkapa-
zitäten im Weltschiffbau leisten. 

Ein Scheitern der Verhandlungen wäre ange-
sichts der Notwendigkeit des Abbaus staatlicher Sub-
ventionen im Weltschiffbau und der Herstellung eines

gesunden Preisniveaus enttäuschend. Gerade der
Ausgang des WTO-Verfahrens hat die Notwendigkeit
eines solchen Übereinkommens unterstrichen. Gleich-
wohl sollte der Abschluss eines Abkommens um jeden
Preis nicht die Alternative sein. Es bleibt daher zu hof-
fen, dass die EU in den Verhandlungen bei ihrer Positi-
on bleibt und nicht der Versuchung erliegt, ein schwa-
ches Übereinkommen mit der vagen Aussicht auf spä-
tere Nachbesserungen zu schließen. 

Entwicklungen in der IMO

Technische Fragen der Schiffssicherheit, des
marinen Umweltschutzes und der maritimen Gefah-
renabwehr sind für den europäischen Schiffbau
zunehmend wichtig. Die CESA-Initiative LeaderSHIP
2015 setzt sich deshalb in einem Arbeitsfeld „Promo-
ting Safer and More Environment-friendly Ships“ für
ein transparenteres, einheitlicheres, effizienteres und
unabhängigeres System der technischen Begutach-
tung ein und empfiehlt weltweite Qualitätsbewer-
tungsstandards für Werften. Zur Stärkung der Neu-
bau- und Reparaturkapazitäten in Europa muss die
EU-Gesetzgebung konsequent auch international
durchgesetzt werden, um weltweit Transportsicher-
heit und Umweltschutz auf hohem Niveau zu erzielen. 

Der deutsche Schiffbau bringt sich hierbei durch
aktive Mitwirkung in Vorschriften entwickelnden
Institutionen ein. Über den Beobachterstatus von
CESA hat der VSM Zugang zur International Maritime
Organization (IMO) und zur Zentralkommission für
die Rheinschifffahrt (ZKR). Wenngleich europäische
Institutionen, insbesondere die EU-Kommission und
die European Maritime Safety Agency (EMSA) als
Gesetzgeber und Kontrollinstanzen an Bedeutung
gewinnen, ist die IMO aufgrund ihrer Internationalität
nach wie vor das zentrale Regelungsorgan für den
Schiffbau. Im Jahr 2005 blicken die europäischen
Werften auf eine 25-jährige Mitwirkung in den IMO-
Gremien zurück und sind bisher die einzige Nicht-
Regierungsorganisation der Schiffbauindustrie. Der
VSM nahm dabei seit 1993 für CESA diesen Beobach-
terstatus wahr.



Der nachfolgende Überblick über bedeutende
regulatorische Projekte bei der IMO im Berichtsjahr
verdeutlicht Umfang und Wichtigkeit der IMO-Arbeit. 

• Meeresumweltschutz

Zu den wichtigsten Umweltschutzthemen der
IMO gehört seit einiger Zeit das Problem der Verschlep-
pung von Mikroorganismen durch das Ballastwasser
von Schiffen. Diese Bestrebungen hatten im Frühjahr
2004 zur Verabschiedung der „International Conventi-
on for the Control and Management of Ships' Ballast
Water and Sediments“ geführt. Nach ihrem Inkrafttre-
ten sind alle Schiffe verpflichtet, Ballastwasser-Manage-
ment nach bestimmten Standards durchzuführen (Bal-
last Water and Sediments Management Plan) und zu
dokumentieren (Ballast Water Record Book). Für neue
Schiffe sind die Standards bis 2009 zu erfüllen, für vor-
handene Schiffe bis 2016. Auf die Werftindustrie wird
ein entsprechender Umbaubedarf zukommen.

Die Konferenz hatte zugleich vorgeschlagen,
zwölf Richtlinien zur Umsetzung der Konvention zu
erarbeiten. Das zuständige IMO Marine Environment
Protection Committee (MEPC) konnte allerdings bis-
her lediglich zwei Richtlinien für die Genehmigung von
Ballastwasser-Managementsystemen fertig stellen.
Daher ist mit einem kurzfristigen Inkrafttreten der
Konvention nicht zu rechen. 

Ein wichtiges Thema des MEPC ist weiterhin das
Thema Schiffsrecycling. Die 2003 von der IMO-Voll-
versammlung verabschiedeten „Guidelines on Ship
Recycling“ enthalten Empfehlungen an sämtliche
Beteiligten im Lebenslauf eines Schiffes, d. h. Behör-
den, Flaggen-, Hafen- und Recyclingstaaten sowie
Neubau- und Reparaturwerften und Abwrackbetrie-
be. Zu den Maßnahmen gehört u. a. die Erstellung
eines „Green Passport“, der das Schiff während seines
gesamten Lebenszyklus begleiten soll und neben den
wichtigsten Schiffsdaten ein Inventar potenziell
gefährlicher Stoffe enthält.

Eine Reihe von Empfehlungen haben unmittel-
bare Relevanz für Neubau- und Reparaturwerften.

Zukünftig sollen bevorzugt Materialien eingesetzt
werden, die sicher recycelt werden können, und der
Einsatz potenziell gefährlicher Materialien soll verrin-
gert werden. Dem Kunden sollen recyclingfreundliche
Designs und Materialien empfohlen und Maßnahmen
vorgeschlagen werden, die die Entfernung und Ent-
sorgung gefährlicher Materialien erleichtern.

Auch wenn die Richtlinien bisher nur empfehlen-
den Charakter haben, ist das MEPC gegenwärtig
damit beschäftigt, eine verbindliche Anwendung vor-
zubereiten. Ein erster Entwurf der möglichen Elemen-
te enthält neben dem „Green Passport“ auch das Ver-
bot bzw. die Verringerung der Verwendung potenziell
gefährlicher Materialien. Auf Intervention von CESA
wurde „Verringerung“ hinzugefügt, um den techni-
schen Fortschritt im Schiffbau nicht zu behindern.
Ähnliches gilt auch für „potenziell“ gefährliche Mate-
rialen, die nicht klar definiert sind und somit die Gefahr
restriktiver Handhabung in sich bergen.

Eher zu den langfristigen Projekten ist das Thema
Luftverschmutzung durch Schiffe zu zählen, das durch
die Rio-Deklaration und das Kyoto-Protokoll aller-
dings an Dynamik gewonnen hat. Die Bestrebungen
konzentrieren sich derzeit auf die Verringerung von
CO2-Emissionen von Schiffen. Fortschritte wurden bei
der Erarbeitung eines CO2-Index-Systems erzielt, das
nun in der Praxis getestet werden soll.

MARPOL-Anlage VI wird zum 19. Mai 2005 in
Kraft treten. Damit werden Grenzwerte für Schwefel-
und Stickoxidemissionen festgelegt und das Verbrin-
gen von ozonschädigenden Substanzen in die Atmos-
phäre verboten. Die Ostsee und auch die Nordsee gel-
ten als besondere Schwefeloxid-Überwachungsgebie-
te, in denen deutlich niedrigere Grenzwerte gelten, die
durch Verwendung von schwefelarmem Kraftstoff
oder durch technische Maßnahmen sicherzustellen
sind.

Die Revision von MARPOL-Anlage I und Anla-
ge II wurde im Berichtsjahr abgeschlossen. Der neue
Anlage I (Ölverschmutzung durch Schiffe) regelt die
Anforderungen für Konstruktion und Ausrüstung und
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für den Betrieb. Unterschieden wird auch nach neuen
und in Fahrt befindlichen Schiffen. Eingearbeitet
wurden die diversen Änderungen seit Inkrafttreten
von MARPOL in 1983, z. B. die geänderten Regeln
zum Zeitplan für die Doppelhüllenbauweise für
Öltanker.

Der überarbeitete Anlage II (Verschmutzungen
durch gefährliche flüssige Massengüter) enthält ein
neues Kategoriensystem für die Bewertung des
Gefahrenpotenzials flüssiger Ladung. Neben neuen
Zuordnungen gelten teilweise auch deutlich gerin-
gere Grenzwerte für die Einleitung von Stoffen.
Deshalb wurde auch der „International Bulk Chemi-
cal Code“ (IBC-Code) entsprechend überarbeitet.

Beide neuen Anlagen werden zum 1. Januar 2007 in
Kraft treten.

Der Unterausschuss für Schiffsentwurf und Aus-
rüstung (DE) hat sich schiffstypübergreifend mit den
Gefahren befasst, die bei Havarien von den großen
ungeschützten Treibstoffmengen ausgehen. Contai-
nerschiffe weisen z. B. Bunkerkapazitäten auf, die das
Ladetankvolumen kleiner Tanker übertreffen können.
DE 48 hat deshalb eine Erweiterung von MARPOL-
Anlage I für alle Schiffstypen vorgeschlagen, die Dop-
pelhüllenanforderungen auf die gesamte mitgeführte
Treibstoffmenge ausrichtet sowie eine Tankgrößenbe-
schränkung beinhaltet. CESA hat sich dazu für einen
alternativen Nachweis eines äquivalenten Schutzes

Doppelhüllentanker „Seashark“ für Öl und Ölprodukte, 21.356 GT
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mit Hilfe einer vereinfachten probabilistischen Ölaus-
flussanalyse eingesetzt. 

• Schiffssicherheit und Gefahrenabwehr

Im Berichtsjahr hat die IMO die Revision von
SOLAS Kap. II-1 zur Harmonisierung der Leckstabi-
litätsanforderungen für alle Schiffstypen außer Tan-
kern fertig gestellt. Damit soll, wie bei Frachtschiffen
bereits seit 1990, die Unterteilung von (Ro-Ro-) Fahr-
gast- und Frachtschiffen gleichermaßen auf die
Grundlage der Wahrscheinlichkeitsrechnung gestellt
werden. Obwohl der europäische Schiffbau die Wei-
terentwicklung hin zu risikobasierten Vorschriften
grundsätzlich begrüßt, bestehen gegen die Beschluss-
vorlage noch Bedenken. 

Insbesondere ist die späte Entscheidung zu kriti-
sieren, bei der Harmonisierung das Prinzip eines
gegenüber den bisherigen Vorschriften äquivalenten
Sicherheitsstandards aufzugeben, obwohl kein Hand-
lungsbedarf aufgrund festgestellter Sicherheitsmängel
bisheriger Fahrgastschiffe nachgewiesen werden
konnte. Der geforderte, mit der Schiffsgröße und
Fahrgastzahl ansteigende, Unterteilungsindex wird
Designänderungen hervorrufen, die Maßnahmen zur
Konsistenzerhaltung mit anderen SOLAS-Kapiteln
erfordern. Darüber hinaus sind ausreichende Über-
gangsfristen vorzusehen. Der hohe Wert großer
Kreuzfahrtschiffe und die langen Projektlaufzeiten bei
diesem Schiffstyp verbieten Vorschriften-Experimen-
te, die Übergangsregelungen oder Nachbesserungen
erfordern könnten. Die weltweit führenden europäi-
schen Passagierschiffbauer brauchen IMO-Vorschrif-
ten mit hohem Reifegrad und Kontinuität.

Die IMO-Initiative zur Entwicklung gesonderter
Anforderungen für die Sicherheit von zukünftigen
großen Fahrgastschiffen ist in den Prozess der „nor-
malen“ SOLAS-Überarbeitung zurückgekehrt. Nach
erfolglosen Bemühungen, große Fahrgastschiffe zu
definieren, soll die Vorschriftenentwicklung für Passa-
gierschiffe aller Größenklassen jetzt gemeinsam erfol-
gen. Alle Unterausschüsse sind aufgerufen, für die
Sicherheit von Fahrgastschiffen geeignete Parameter

für die Anwendung der vorgeschlagenen Anforderun-
gen zu identifizieren. Diese können für jeden Rege-
lungsbereich, wie Brandschutz, Stabilität, Rettungs-
mittel etc., unterschiedlich sein. Einen Schwerpunkt
soll die Unfallverhütung bilden, um Fahrgastschiffen
mit verbesserter Überlebensfähigkeit zu ermöglichen,
im Havariefall die Notwendigkeit einer Evakuierung
weitgehend zu minimieren.

Die IMO hat das Maßnahmenpaket zur Verbes-
serung der Sicherheit von Massengutschiffen abge-
schlossen, mit dem sie auf zahlreiche Totalverluste bei
diesem Schiffstyp reagiert hat. Die neuen Anforderun-
gen für Bulk-Carrier umfassen Beschränkungen für die
alternierende Beladung, eine optionale Doppelhüllen-
bauweise sowie die Ausrüstungsverpflichtung mit
Freifallrettungsbooten.

Im Bereich der Navigationssicherheit setzte die
IMO 2004 die Einführung von Fahrtenschreibern für
die Seeunfalluntersuchung (Voyage Data Recorder,
VDR) bei existierenden Schiffen fort. Die neue SOLAS-
Regel V-20 definiert vereinfachte Fahrtenschreiber 
(S-VDR), die weniger detaillierte und umfangreiche
Daten vor und nach einer Havarie aufzeichnen. Die
stufenweise Einführung von S-VDR gilt für Fracht-
schiffe von 3.000 GT und größer.

Die IMO hat auch ihre Bemühungen fortgesetzt,
Einfluss auf die Anforderungen für Schiffskonstruktion
und Festigkeitsrechnung zu erlangen. Der neue
Arbeitsprogrammpunkt „Zielorientierte neue Schiff-
bauvorschriften“ hat Konturen gewonnen, indem die
neuen Standards als übergreifende Zielvorstellungen
definiert wurden, gegenüber denen die Schiffssicher-
heit während der Entwurfs-, Bau- und Betriebsphase
gemessen wird, ohne dass vorschreibende Einzelan-
forderungen festgelegt werden. Es wurde Einigkeit
über ein mehrstufiges Vorgehen erzielt, das der IMO
die Regelungsebenen Ziele, funktionale Anforderun-
gen und Kriterien für Genehmigung zuordnet. Detail-
lierte technische Verfahren und Empfehlungen, Bau-
vorschriften und Qualitätssicherungsstandards etc.
bleiben den Klassifikationsgesellschaften und Indust-
rieverbänden vorbehalten. Die Zielvereinbarungen
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umfassen Arbeitsdefinitionen für Sicherheits- und
Umweltschutzaspekte, für die strukturelle Integrität,
Abwrackung und Entsorgung, Zugänglichkeit, Inspek-
tion und Wartung. Diese Regelungen sollen auch Fest-
legungen hinsichtlich Entwurfslebensdauer und
Lastannahmen sowie für den Schiffsbetrieb umfassen.
Die bisher skizzierten funktionalen Anforderungen
beschränken sich auf die Schiffstypen Massengut-
schiff und Tanker.

Die IMO-Beratungen hierzu sind noch in einem
frühen Stadium mit weit divergierenden Positionen
von Flaggenstaaten und Nicht-Regierungsorganisa-
tionen. Die Schiffbauindustrie unterstützt einen risiko-
basierten Ansatz und betont die Bedeutung einer
ganzheitlichen Sichtweise, die auch Wartungsaspekte,
Lebensdauerbetrachtungen und Mindestanforderun-
gen an die Kompetenz von Reparaturwerften umfasst.

Hinsichtlich des Zugangs zu Dokumentationen für
Prüfzwecke wird die Beachtung des Schutzes geistigen
Eigentums der Werften eingefordert.

Mit dieser Initiative setzt sich der Trend fort, dass
IMO-Anforderungen „an Land gehen“. Dies bedeutet,
dass die UN-Schifffahrtsorganisation sich von der
Beschränkung löst, nur technische Anforderungen für
die Ausstattung und den Betrieb von Seeschiffen in
internationaler Fahrt zu setzen. Zielorientierte Stan-
dards könnten zukünftig auch Fertigungsstandards für
Werften umfassen und damit direkt in die Schiffbaupro-
duktion sowie in Baumethoden und Fertigungsbedin-
gungen eingreifen. Diese Tendenz zeichnet sich schon
im Arbeitsprogrammpunkt „Development of Perfor-
mance Standards for Protective Coating“ ab, der bisher,
von Interessen der Reeder und Klassifikationsgesell-
schaften dominiert, Werftaspekte vernachlässigte.

Wellness-Bereich des Flusskreuzfahrtschiffes „Johann Strauss“



Werftinteressen werden auch bei der maritimen
Gefahrenabwehr im ISPS-Code (International Ship
and Port Facility Security Code) berührt, der u. a. die
Gefahrenabwehr in Hafenanlagen unter Einbeziehung
von Werften thematisiert (s.o. I. 5. „Reparatur und
Umbau“).

Forschung, Entwicklung und Innovation

Durch Produktinnovation können europäische
Werften entscheidende Wettbewerbsvorteile gewin-
nen, indem sie kundenspezifische, optimierte Spezi-
allösungen für Transportaufgaben entwickeln, die

sich von Standardlösungen asiatischer Werften
abheben und kostendeckend vermarktet werden
können. 

Zusammen mit industrieller Forschung und vor-
wettbewerblicher Entwicklung investieren innovative
europäische Werften durchschnittlich etwa 10 % ihres
Umsatzes in Produkt- und Prozessinnovationen. Ange-
sichts der fortbestehenden weltweiten Wettbewerbs-
verzerrungen ist die Förderung von Forschung, Ent-
wicklung und Innovation (FEI) eine wichtige Voraus-
setzung, um in der Hochtechnologiebranche Schiffbau
weiterhin Wachstum, verbesserte Wettbewerbsfähig-
keit und mehr Beschäftigung zu generieren.
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• 6. Rahmenprogramm (RP) der Europäischen Ge-
meinschaft

Europäische Programme leisten zunehmend
Beiträge zur Förderung schiffbaulicher Innovationen.
Im 6. RP ist die maritime Forschung in der themati-
schen Priorität 1.2.6 „Nachhaltiger Land- und Seever-
kehr“ des spezifischen Technologieprogramms „Bün-
delung und Integration der Forschung der Europäi-
schen Gemeinschaft“ gut aufgestellt.

Auch der deutsche Anteil am europäischen Rah-
menprogramm hat sich gegenüber dem 5. RP deutlich
erweitert. Mit Fördermitteln für maritime Projekte von
ca. 121 Mio. € wurde bereits zur Halbzeit des laufen-
den Programms die maritime Gesamtbewilligung des
Vorläuferprogramms übertroffen. Dabei stellt die
Industrie mit rund 34 % die größte Teilnehmergruppe.
Die Erfolgsquote maritimer Anträge übertraf mit 38 %
erstmals die Ein-Drittel-Marke. Von den erfolgreichen
Projekten entfallen rund 63 % auf die neuen Instru-
mente – Integrierte Projekte (IP) und Exzellenznetze
(NoE) – des 6. RP. Damit gelang es dem maritimen
Sektor, die Vorgaben der Kommission hinsichtlich der
Mittelverteilung auf die Förderinstrumente (70 % für
IP und NoE, 30 % für spezielle gezielte Forschungs-
projekte und Koordinierungsmaßnahmen) annähernd
zu erreichen.

Von den bisher bewilligten maritimen Fördermit-
teln konnten knapp 25 Mio. € von deutschen Unter-
nehmen und Forschungsinstitutionen gewonnen wer-
den. Dieser erfreuliche Anteil von 21 % stellt nicht nur
nahezu eine Verdopplung der nationalen Beteili-
gungsquote gegenüber dem Vorgängerprogramm
dar, sondern bedeutet auch eine Verstetigung der
Anfangserfolge des 1. Aufrufs im Jahr 2004. Der
Grund hierfür liegt nicht zuletzt in einer guten Indust-
riebeteiligung. Deutsche Schiffbauforscher sind mit 31
Unternehmen und Institutionen in zehn bewilligten
Vorhaben vertreten. 

Die gute Inanspruchnahme der Fördermittel
durch deutsche Firmen und Institute entspricht der
wirtschaftlichen Bedeutung und dem technischen Leis-

tungsvermögen des deutschen Schiffbaus innerhalb
der europäischen maritimen Industrie. Mit Frankreich
(13,8 Mio. €) und Italien (10,5 Mio. €) folgen weitere
bedeutende Schiffbaunationen auf den Plätzen 3 und
4. Das Vereinigte Königreich auf Platz 2 (mit 17,2 Mio. €)
zeigt, dass spezialisierte Dienstleister in nennenswer-
tem Umfang Fördermittel erhalten können, ohne dass
eine leistungsstarke Schiffbauindustrie dahinter steht
und davon profitieren könnte. 

• Forschungspolitische Flankierung

Um den Zugang der Schiffbauindustrie zu den
europäischen Förderprogrammen zu verbessern und
um eine industriegerechtere Ausgestaltung der
Arbeitsprogramme und Durchführungsbestimmun-
gen zu erreichen, koordinieren Werften und Schiff-
bauzulieferer ihre internationalen FEI-Aktivitäten in
speziellen Komitees der europäischen Industriever-
bände.

Der sektorübergreifende Zugang zu Forschung
und Entwicklung, erfährt mit der Gründung der
europäischen Technologie-Plattform WATERBORNETP

eine konsequente Fortsetzung. Ziel dieser Initiative ist
es, die Wirksamkeit von öffentlichen und privaten
FuE-Investitionen zu verbessern und die Forschungs-
tätigkeit auf europäischer, nationaler, regionaler und
lokaler Ebene kohärenter zu gestalten. WATERBORNETP

hat die Aufgabe, einen kontinuierlichen FuE-Dialog
unter allen Beteiligten des maritimen Cluster zu eta-
blieren.

WATERBORNETP wird im Hinblick auf die Wei-
terentwicklung des europäischen Forschungsraums
zentral technologische Herausforderungen der mariti-
men Industrie behandeln und dabei gemeinsamen
Forschungsbedarf herausarbeiten, um den „Maritime
Industry R&D Masterplan“ in eine strategische For-
schungsagenda umzusetzen, die über mittelfristige
Ziele und langfristige Visionen bis in das Jahr 2020 rei-
chen soll.

Damit ist die Schiffbauindustrie gut gerüstet für
die branchengerechte Ausgestaltung des 7. RP, das im
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Jahr 2007 mit einer noch deutlicheren Industrieorien-
tierung an den Start gehen soll. Zusammen mit der in
Aussicht gestellten Budgetverdopplung und einer wei-
teren Optimierung der Durchführungsinstrumente im
Hinblick auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
leisten die Förderprogramme der EU einen wichtigen
Beitrag zur maritimen Technologie-Entwicklung.

• Innovationsförderung

Hierzu tragen auch die verbesserten europäischen
Rahmenbedingungen für Beihilfen an den Schiffbau
bei, die nunmehr die Förderung von Innovationsmaß-
nahmen von Schiffbau-, Schiffsreparatur- oder Schiffs-
umbauwerften bis zu einer Höchstintensität von 20 %
zulassen. Förderfähig sind die Projektanteile, die sich auf
die industrielle Anwendung neuer oder wesentlich ver-

besserter Produkte und Verfahren beziehen, die den
Stand der Technik in der Schiffbauindustrie der Gemein-
schaft übertreffen und das Risiko eines technischen
oder industriellen Fehlschlags beinhalten.

Im Jahr 2004 haben Deutschland (s.o. III. 2.
„Nationale Innovationsförderung“), Frankreich, Itali-
en und Polen die Implementierung in nationale Inno-
vationsprogramme vorangetrieben. Die europäischen
Mitbewerber haben dabei Förderprogramme notifi-
ziert, die den neuen Rechtsrahmen vollständig aus-
schöpfen und jährliche Budgets im zweistelligen Mio.
€-Bereich vorsehen. Diese Politik schafft gute Voraus-
setzungen, die Technologieführerschaft des europäi-
schen Schiffbaus zu erhalten und die starke Position
auf dem Markt für technisch anspruchsvolle Schiffe zu
sichern.

Katamaran-Fahrgastschiff „Starnberg“ für 800 Passagiere
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2. Nationale Rahmenbedingungen für den
deutschen Schiffbau

Maritime Koordinierung

Auf der Vierten Nationalen Maritimen Konferenz
am 25. Januar 2005 in Bremen konnte der Koordinator
für die Maritime Wirtschaft, Staatssekretär Georg-Wil-
helm Adamowitsch, zu Recht einige Erfolge bei der Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für die maritime
Industrie in Deutschland hervorheben. Hierzu gehört
unzweifelhaft die Genehmigung des deutschen Systems
der Landesbürgschaften für Schiffsfinanzierungen durch
die EU-Kommission. Ebenfalls konnten die durch die
europäische LeaderSHIP 2015-Initiative initiierten Inno-
vationshilfen in eine deutsche Richtlinie umgesetzt wer-
den. Dies war damit die erste nationale Innovationshil-
fen-Richtlinie, die von der EU genehmigt wurde.

Das Jahr 2004 stand nochmals unter dem Ein-
fluss hoher Auftragseingänge. Damit galt es auch, die
befristeten Schutzmaßnahmen ein letztes Mal voll ein-
zusetzen. Schon im Jahre 2003 hatten die befristeten
Schutzmaßnahmen dazu beigetragen, dass die deut-
schen Werften wieder mehr Aufträge zur Sicherung
der Beschäftigung akquirieren konnten.

Im abgelaufenen Jahr war jedoch eine entspre-
chende Mittelbereitstellung im Bundeshaushalt und in
den Länderhaushalten nicht in gleichem Maße durch-
setzbar. Die im November zwischen Bund und Küsten-
ländern vereinbarte Neuaufteilung der Programmmit-
tel führte dazu, dass die vom Bund bereitgestellten
Mittel in Höhe von 45 Mio. € nicht durch 90 Mio. €
Ländermittel ergänzt wurden. Vielmehr waren die
Länder nur noch gehalten, Mindestmittel in Höhe des
Bundesanteils bereitzustellen.

Ankerziehschlepper „Primus“, 1.262 GT, 120 t Pfahlzug



Angesichts der Haushaltssituation der Länder
bedeutete diese Regelung zugleich die Limitierung der
Schutzmaßnahmen für 2004 in einer Größenordnung
von nur noch ca. 90 Mio. €. Diese reichten für das von
den Werften akquirierbare Auftragsvolumen nicht aus.

Wenngleich die Werften die Bemühungen von
Bund und Ländern zur Beschäftigungssicherung dank-
bar anerkennen, bleibt im Ergebnis festzustellen, dass
durch die Neuaufteilung und damit Reduzierung der
Mittel die große Chance vertan wurde, die Unterneh-
men für den Übergang in die Zeit ohne Förderung
durch einen entsprechend abgesicherten Auftragsbe-
stand zu stärken. Befristete Schutzmaßnahmen sind
nur noch für Bestellungen bis zum 31. März 2005 und
damit für Ablieferungen bis zum 31. März 2008 ein-
setzbar. Die geringen für das erste Quartal 2005 noch
einsetzbaren Mittel haben deshalb keinen wesent-
lichen Beitrag zur Akquisition und damit zur Be-
schäftigungssicherung leisten können. Dies ist inso-
fern bedauerlich, als weitere Aufträge bei der aktuel-
len Nachfrage durchaus erreichbar gewesen wären.

Im Berichtsjahr schiffbaupolitisch hervorzuheben
war auch die bei der EU erkämpfte Aufhebung der
Produktionsbegrenzung der ostdeutschen Werften
sowie die Einführung von Richtlinien über Exportkre-
dite für Schiffe durch ein Zinsausgleichssystem für
staatlich unterstützte Kredite in der Schiffsfinanzie-
rung. 

Die Richtlinie wurde im August 2004 eingeführt.
Ihre Anwendung kam zunächst nur für sog. CIRR-
Finanzierungen während der Zulässigkeit befristeter
Schutzmaßnahmen in Betracht, d. h. für Aufträge bis
zum 31. März 2005. Danach will der Bund Zinsaus-
gleichszusagen nur unter der Voraussetzung finanzie-
ren, dass sich das Bundesland, in dem das ausführende
Schiffbauunternehmen ansässig ist, zu 50 % beteiligt. 

Werften, Banken und Reeder in Deutschland
haben das Programm aus unterschiedlichen Gründen
bisher nicht angenommen. Wesentliche Ursache dafür
dürfte die bisher fehlende haushaltsmäßige Absiche-
rung sein, aber auch die Tatsache, dass ohnehin schon
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sehr schwierige und komplexe Schiffsfinanzierungen
durch das neue System in seiner aktuell gültigen Form
nicht effizient gefördert werden. Andererseits drohen
insbesondere bei steigenden Zinsen den deutschen
Werften Wettbewerbsnachteile gegenüber europäi-
schen und asiatischen Konkurrenten, die OECD-kon-
forme CIRR-Finanzierungen ohne Einschränkungen
schon heute anbieten. Es ist daher sehr dringlich, die
Richtlinien praktizierbar zu gestalten. Dazu gehört
auch, dass die derzeitige schwierige finanzielle Absi-
cherung des Programms, die zudem haushaltsrecht-
lich als Subvention eingestuft wird, in ein Gewährleis-
tungsinstrument überführt wird. Dies sollte möglich
sein, da den Zinssteigerungsrisiken bei sinkenden
Zinsen auch Chancen gegenüberstehen, die sich län-
gerfristig ausgleichen.

Um gesicherte Ausgangsdaten, aber auch Hand-
lungsempfehlungen für die Entwicklung der deut-
schen Werftindustrie zu bekommen, hatte das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit Anfang
2004 eine Studie zur Analyse der Leistungsfähigkeit
sowie möglicher Optimierungs- und Kooperationspo-
tenziale des deutschen Schiffbaus in Auftrag gegeben.
Sie wurde von der PwC Deutsche Revisions-Aktienge-
sellschaft in Zusammenarbeit mit der TU Hamburg-
Harburg durchgeführt. Die Industrie – Werften und
Zulieferer – hat sich in großem Umfang an der Ermitt-
lung der Daten und Handlungsempfehlungen betei-
ligt. Die Studie, die ursprünglich zur Nationalen Mari-
timen Konferenz im Januar 2005 in Bremen vorgelegt
werden sollte, wurde Ende März 2005 dem Auftrag-
geber übergeben, eine Kurzfassung liegt auch der
Industrie vor.

Die Studie beschreibt die wirtschaftliche Lage der
Werften als schwierig: Danach befinden sich die Werf-
ten in einem Teufelskreis aus unbefriedigender
Ertrags- und Liquiditätslage, geringer Eigenkapitalaus-
stattung, sinkender Kreditwürdigkeit, mangelhafter
Finanzierungsfähigkeit und Investitionsstau. Die Gut-
achter empfehlen deshalb, dass die Werften heute in
Innovation, Technologie, Qualität und Produktivität
investieren müssen, um in wenigen Jahren Umsätze
und Ergebnisse zu steigern.

Bei Forschung und Entwicklung wird ein weiterer
Ausbau, stärkere Nutzung von EU-Förderprogram-
men und Vereinfachung der Forschungsförderung
vorgeschlagen. Die Innovationsförderung sollte die
durch den EU-Beihilferahmen festgelegten inhalt-
lichen und finanziellen Möglichkeiten voll nutzen und
dadurch zur Stärkung der Technologieführerschaft
sowie zu Produktivitätssteigerungen führen.

Als weitere Handlungsempfehlungen zur Steige-
rung der Leistungsfähigkeit des deutschen Schiffbaus
werden genannt:

• Benchmarking zur Produktionssteigerung
• Gemeinsame Beschaffung standardisierter

Bauteile
• Bildung von Fertigungszentren
• Nutzung der Potenziale vertikaler und hori-

zontaler Kooperationen

Weitere Möglichkeiten sieht die Studie auch in
der Verbesserung der staatlichen Rahmenbedingun-
gen. Genannt werden hier:

• Verbesserung der steuerlichen Regelungen
• Nachbesserung des CIRR-Instruments
• Ausbau und internationale Harmonisierung

der staatlichen Absicherungsmöglichkeiten

Zur Senkung der Arbeitskosten empfiehlt das
Gutachten, in Zusammenarbeit mit dem Sozialpartner
Gewerkschaft Veränderungen vorzunehmen, insbe-
sondere durch:

• Kostenreduzierung durch Budgetierung von
Arbeitsstunden

• Flexibilisierung der Arbeitszeit
• Mitarbeiteraustausch und Qualifizierung
• Eigenkapitalstärkung durch staatlich geför-

derte Mitarbeiterbeteiligung mit Altersver-
sorgungskomponente

Die Gutachter erwarten, dass gemeinsame
Anstrengungen von Schiffbauindustrie, Bund und
Gewerkschaften zum Erfolg führen werden, zumal
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erfolgreiche deutsche Werften zeigen, dass Schiffbau
in Deutschland wettbewerbsfähig möglich ist.

Die Schiffbauindustrie wird sich in den nächsten
Monaten zusammen mit Regierung und Gewerk-
schaften in einer LeaderSHIP Deutschland-Initiative
mit den Empfehlungen des Gutachtens und ihrer
Umsetzung befassen.

Steuergesetzgebung

Steuerliche Rahmenbedingungen sind gerade
für mittelständische Unternehmen von erheblicher
Bedeutung. Die deutschen Werften sind, gemessen an
der Beschäftigtenzahl, einerseits typisch mittelstän-
disch strukturiert, müssen sich andererseits aber auch
in einem hart umkämpften internationalen Wettbe-
werb behaupten und hohe technische und wirtschaft-
liche Risiken bewältigen. Wichtige Voraussetzung ist
dafür die Absicherung des technischen und wirtschaft-
lichen Risikos bei komplexen Schiffbauprojekten und
der Erhalt der Innovations- und Investitionsfähigkeit
im globalen Wettbewerb.

Die steuerlichen Rahmenbedingungen für den
Mittelstand, besonders für die deutschen Werften,
haben sich durch verschiedene gesetzgeberische
Maßnahmen in jüngerer Zeit erheblich verschlechtert.
Dies gilt insbesondere für die im Dezember 2003 unter
dem Stichwort „Einführung einer Mindestbesteue-
rung“ beschlossene Einschränkung des Verlustvor-
trags. Diese Maßnahme geht vor allem zu Lasten mit-
telständischer Unternehmen. Sie führt nicht nur zu
einer Substanzbesteuerung, die den Unternehmen
Liquidität entzieht, sondern ist auch in hohem Maße
investitions- und innovationsfeindlich.

Typischerweise werden im Schiffbau Großpro-
jekte oder Kleinserien abgewickelt, die sich über meh-
rere Abrechnungszeiträume erstrecken. Da die Schiffe
zumeist Neuentwicklungen sind, entstehen hohe
Anfangsverluste, die erst durch positive Ergebnisse der
Nachbauten kompensiert werden können. Da der
Kunde den Großteil des Kaufpreises häufig erst bei

Ablieferung bezahlt, erfordert dies zugleich eine
umfangreiche Bauzeitfinanzierung durch die Werft.
Da nur wenige Schiffe im Jahr abgeliefert werden,
haben die einzelnen Auftragsergebnisse zudem hohen
Einfluss auf das Jahresergebnis.

Nach altem Recht konnten die Anfangsverluste mit
den späteren Gewinnen verrechnet werden, was einer
Gesamtbetrachtung des Auftrags entspricht. Durch die
eingeführte Mindestbesteuerung können jedoch selbst
bei einem ausgeglichenen Gesamtergebnis die Anfangs-
verluste nicht mehr ausreichend kompensiert werden.
Stattdessen muss die Steuer aus der Substanz bezahlt
werden, wodurch das Eigenkapital der Werft systema-
tisch aufgezehrt wird. Hierdurch verschlechtert sich
zudem das Rating und damit die Kreditkonditionen bei
den Banken, zugleich nimmt die Investitionsfähigkeit ab
und das Insolvenzrisiko vergrößert sich.

Ein kürzlich vorgelegtes Gutachten, an dem sich
neben dem BDI und anderen Wirtschaftsverbänden
auch der VSM beteiligt hat, kommt zu dem Ergebnis,
dass die eingeführte Mindestbesteuerung verfassungs-
widrig ist, insbesondere deshalb, weil sie den Grund-
satz der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit verletzt.
Vielmehr kommt es zu einer Substanzbesteuerung, die
mit diesem Grundsatz nicht im Einklang steht.

Der VSM setzt sich daher mit Nachdruck dafür
ein, langfristige Projekte, die – wie im Schiffbau – prä-
genden Einfluss auf das Jahresergebnis haben, peri-
odenübergreifend zu beurteilen. Bei längerfristigen
Projekten (wie etwa der Lieferung einer Serie von
Schiffen, aber auch der Herstellung eines Schiffes über
mehrere Abrechnungszeiträume) sollte Maßstab
daher nicht das einzelne Geschäftsjahr, sondern der
gesamte Auftrag sein. Nur so kann vermieden werden,
dass Aufträge, die insgesamt mit einem ausgegliche-
nen Ergebnis abschließen, trotzdem der Versteuerung
eines (fiktiven) Gewinnes unterliegen. 

Zur Absicherung der schiffbauimmanenten tech-
nischen und wirtschaftlichen Risken setzt sich der VSM
außerdem für eine begrenzte Wiedereinführung der
Möglichkeit zur Bildung von Drohverlustrückstellun-



gen in der Steuerbilanz ein. Dieses Instrument hatte
sich in der Vergangenheit sehr bewährt. Flankierend
hierzu kommt auch eine erweiterte Möglichkeit der
Bildung von Garantierückstellungen in Betracht.

Deutsche Initiativen zu Forschung und Entwicklung

Im auslaufenden Forschungsprogramm „Schiff-
fahrt und Meerestechnik für das 21. Jahrhundert“
wurden 2004 in neuen FuE-Projekten insgesamt För-
dermittel des BMBF in Höhe von 9,4 Mio. € festge-
legt. Damit konnte gegenüber dem Jahr 2003 wieder
eine Steigerung der Bewilligungen erreicht werden.
Weitere BMBF-Mittel in Höhe von 3,9 Mio. € entfie-

len auf Projekte der Regionen orientierten Förderung
in Mecklenburg-Vorpommern und 4,6 Mio. € auf
Vorhaben des Integrierten Küstenzonenmanage-
ments im Rahmen der Förderung des Küsteninge-
nieurwesens. Die Fördermittelverteilung setzte einen
Schwerpunkt im Industriebereich (Werften und Zulie-
ferer) mit 39 %, gefolgt von der Wissenschaft (Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen) mit 36 % der
Fördermittel. Die restlichen 25 % entfielen auf Ingeni-
eurbüros/ Consultants, Versuchsanstalten und Klassi-
fikationsgesellschaften.

Im Jahr 2004 ist auch die Anzahl der bewilligten
maritimen Einzel- und Verbundforschungsvorhaben
(mit insgesamt 61 Teilprojekten) gegenüber dem Vor-
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jahr wieder angestiegen. Hiervon erstrecken sich 14
Teilvorhaben auf die Meerestechnik mit dem Schwer-
punkt Küsteningenieurwesen (13), während ein Vor-
haben aus dem Bereich der Offshore-Technik zur 
Öl- und Gasförderung unter Wasser stammt. 47 Teil-
vorhaben (inkl. 21 InnoRegio-Projekten) behandeln
schiffbauliche Fragen, die sich im Wesentlichen auf die
Forschungsschwerpunkte „Grundlagen der Schiffs-
technik“ und „Schiffsfertigungstechnik“ sowie auf die
Schnittstellen zwischen Entwurf und Fertigung
erstrecken. Zwei neue Vorhaben behandeln Fragestel-
lungen der Schiffsbetriebstechnik.

Das Forschungsprogramm wurde 2004 einer
ausführlichen Evaluation unterzogen. Der dazu vorge-
legte Abschlussbericht bescheinigte dem Programm
eine hohe Wirksamkeit in den Bereichen „High-Tech-
Schiffstechnik“ und „Optimierung der Produktions-
technik“ und hob technisch und kommerziell erfolg-
reiche meerestechnische Vorhaben der Unterwasser-

technik hervor. Darüber hinaus wurde zu Recht die
Bedeutung geförderter FuE-Vorhaben für die Perso-
nalrekrutierung der Unternehmen unterstrichen. 

Andererseits dokumentieren die Evaluationser-
gebnisse klar die Defizite der Förderpraxis, die von
aufwändigen und langwierigen Antragsverfahren
über fehlende Bewertungskriterien bis hin zu man-
gelnder Transparenz der Bewilligungsverfahren rei-
chen. Die Auswertung der insgesamt 214 FuE-Vorha-
ben zeigt, dass die gewerbliche Wirtschaft mit 115
Projekten den überwiegenden Teil der Innovationsleis-
tung trug. Dabei dominieren die Dienstleister gegen-
über den Werften und produzierenden Zulieferunter-
nehmen sowie die Großunternehmen gegenüber den
KMU. Die Bewilligungsquote verschlechterte sich im
Verlauf des Programms von 78 % auf zuletzt 36 %.
Die vermeintlich günstige durchschnittliche Bewilli-
gungsquote von 58 % muss jedoch relativiert werden,
da rund ein Drittel der eingereichten Projektskizzen

SWATH Lotsen-Tender „Wangeroog“, 225 GT



aufgrund „geringer Förderaussichten“ nicht in die
Betrachtung einbezogen und ein Großteil der Anträge
von Antragstellern zurückgezogen wurde.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass trotz
administrativer Probleme die technisch-wissenschaft-
lichen Ergebnisse und wirtschaftlichen Impulse des
Programms beträchtlich waren. Konsequenterweise
ist das BMBF-Forschungsprogramm kürzlich inhalts-
gleich bis zum Jahr 2010 verlängert worden, wobei mit
einem Gesamthaushalt von 103,2 Mio. € auch eine
gleich bleibende Budgetierung vorgesehen ist. Die
Europäische Kommission hat mit der Genehmigung
der Programmverlängerung zugleich den Wegfall der
Einzelnotifizierungspflicht von FuE-Vorhaben der
Werften bestätigt, die in den vergangenen Jahren die
Antragsbearbeitungszeiten belastet hat.

Mit einer systematischen Optimierung der admi-
nistrativen Programmdurchführung und einer inhaltli-
chen Akzentuierung und Fokussierung in den Pro-
gramminhalten lassen sich die deutlich gewordenen
Verbesserungspotenziale nutzen. Die Schiffbauindust-
rie hat hierzu wiederholt inhaltliche und organisatori-
sche Vorschläge unterbreitet. Es ist zu wünschen, dass
diese mit Hilfe eines begleitenden Bei-
rats in eine industriegerechtere För-
derpraxis umgesetzt werden.

• Innovationsförderung

Seit Ende 2004 ist auch in
Deutschland die Bezuschussung der
auftragsbezogenen Entwicklung von
innovativen Typschiffen und von
Investitionen in die Prozessoptimie-
rung in der Schiffbauproduktion
möglich. Mit dem Programm „Inno-
vativer Schiffbau sichert wett-
bewerbsfähige Arbeitsplätze“ des
BMWA wird die von der EU zugelas-
sene Innovationsförderung im deut-
schen Schiffbau umgesetzt. Damit
können jetzt Forschungsergebnisse

leichter in marktfähige und beschäftigungswirksame
Produkte und Verfahren eingehen.

Mit diesem Programm kann ein wirksamer Bei-
trag zur Verwirklichung des „intelligenteren Schiffes“
und der wissensbasierten Schiffbauproduktion mit
modernen High-Tech-Werkzeugen geleistet werden.
Dies ist nicht nur eine Voraussetzung für eine
zukunftsfähige Schiffbauindustrie in Deutschland,
sondern zugleich die Grundlage für eine weitere Ver-
besserung der Leistungsfähigkeit, Sicherheit und
Umweltfreundlichkeit des Seetransportes.

Allerdings erfordert der scharfe schiffbauliche
Wettbewerb, dass der durch die EU gesetzte Förder-
rahmen auch vollständig ausgenutzt wird. Dabei ist es
abträglich, wenn die zulässige Beihilfeintensität durch
eine Rückzahlungsregelung unterschritten und
zugleich der administrative Aufwand in der Pro-
grammdurchführung erhöht wird.

Das Innovationsprogramm muss sich an der
Innovationsstrategie und Produktionsweise sowie der
Investitionsplanung und Investitionsfähigkeit der Bran-
che orientieren. Der derzeitige Haushaltsansatz für das
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Programm von rund 6 Mio. € p. a. kann keinen nach-
haltigen Effekt für die Schiffbauindustrie entfalten.
Analysen des VSM und des europäischen Schiffbauver-
bandes CESA zur schiffbaulichen Innovationstätigkeit
weisen für die deutsche Schiffbauindustrie eine
umsetzbare Innovationsbeihilfe zwischen 39 und 52
Mio. € pro Jahr aus. Die von PwC und der TUHH im
Auftrag des BMWA durchgeführte Studie zur
„Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit des deutschen
Schiffbaus“ schätzt den Fördermittelbedarf sogar auf
78 Mio. € jährlich. Förderbeiträge in dieser Größenord-
nung werden übereinstimmend als Untergrenze für das
erforderliche Investitionsvolumen betrachtet, um auch
nach 2010 die internationale Wettbewerbsfähigkeit
des deutschen Schiffbaus sicherzustellen.

Angesichts der hohen Fördermittel, die europäi-
sche Wettbewerber bei der EU-Kommission notifiziert
haben, besteht die Gefahr, dass die deutsche Schiff-
bauindustrie nicht nur hinter der hoch subventionier-
ten ostasiatischen Konkurrenz zurückfällt, sondern
auch innereuropäischen Wettbewerbsverzerrungen
ausgesetzt wird. Hier sollte die Bundesregierung
schnell gegensteuern, um den deutschen Schiffbau
vor einer Abwärtsspirale aus Arbeitsplatzabbau und
Kompetenzverlust zu bewahren.

Task Force Werften

Im Mai 2003 hatte der VSM mit Bundesminister
Clement die Situation und Beschäftigungsentwick-
lung bei den Werften erörtert. Dabei wurde die Not-
wendigkeit konkreter Maßnahmen zum Erhalt von
Qualifikations- und Beschäftigungspotenzial sowie
zur Kostenentlastung diskutiert und die Beteiligten
gebeten, geeignete Instrumentarien hierfür zu erar-
beiten. Dazu wurde eine „Task Force Werften“ ins
Leben gerufen, bestehend aus Vertretern der Bundes-
anstalt für Arbeit (BA), der IG Metall (IGM) und des
VSM.

BA, IGM und VSM entwickelten inzwischen
unter dem Titel „Mobilität gegen Unterbeschäfti-
gung“ das Modell eines Beschäftigungspools, das

eine Kombination von Verleih, Kurzarbeit und Quali-
fizierung vorsieht. Ziel des Beschäftigungspools ist es,
ein wirksames Instrument zum Ausgleich von kon-
junkturellen Schwankungen zu schaffen. 

Im Falle einer Beschäftigungsdelle können
Unternehmen Mitarbeiter in den Pool entsenden, aus
dem andere Unternehmen einen eventuellen Mehr-
bedarf decken können. Des Weiteren sollen verleih-
freie Zeiten für zukunftsgerichtete Qualifizierungs-
maßnahmen genutzt werden, um einen flexibleren
Einsatz der Mitarbeiter – z. B. bei unterschiedlicher
Auslastung der Gewerke – zu ermöglichen. 

Damit soll zugleich ein präventiver Beitrag
gegen einen Beschäftigungsabbau geleistet werden,
ohne dabei notwendige Personalanpassungsprozesse
in den Unternehmen auszuschließen.

Chancen des Beschäftigungspools liegen in einer
deutlichen Kostenentlastung durch punktgenaue
Reaktion beim Wechsel von Kurzarbeit und Vollauslas-
tung. Die Betriebe werden hierdurch von teurer Kurz-
arbeit entlastet, die BA spart während der Verleihzei-
ten Kurzarbeitergeld. Die Arbeitnehmer erhalten
durch den Verleih Beschäftigung und kehren nach
dem Verleih in ihren Betrieb zurück. Die Arbeitnehmer
werden zudem während verleihfreier Zeiten für fle-
xiblere Einsatzmöglichkeiten qualifiziert, was wiede-
rum zur Beschäftigungssicherung beiträgt. So entsteht
eine „Win-Win-Situation“ für alle Beteiligten. 

Das Modell wurde im Vorwege der Vierten
Nationalen Maritimen Konferenz Anfang 2005 in Bre-
men der Politik vorgestellt. Auch wenn noch Klärungs-
bedarf hinsichtlich einiger Fragen besteht, fand das
Modell bei der Konferenz positive Resonanz und es
wurde dessen Weiterentwicklung bis zur nächsten
Maritimen Konferenz beschlossen. Der Koordinator
für die Maritime Wirtschaft, Georg-Wilhelm Adamo-
witsch, hat in seinem Bericht unter dem Stichwort
„Innovation und Strukturverbesserungen im Fokus
der Schiffbaupolitik“ ausführlich die Bedeutung des
Beschäftigungspools für die Umsetzung der oben aus-
geführten Idee hervorgehoben. Er hat dabei ausdrück-
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lich betont, dass die Bundesregierung auch weiterhin
die wichtige Pilotphase des Beschäftigungspools
begleiten werde.

Zu klären sind jetzt insbesondere die finanziel-
len Rahmenbedingungen des Beschäftigungspools.
Während sich der Pool selbst durch Beiträge der
beteiligten Werften speisen soll, ist eine politische
Unterstützung für die Förderung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen (der allerdings eine Entlastung
auch für die Öffentliche Hand gegenübersteht)
unabdingbar. Anderenfalls wäre die Wirtschaftlich-
keit des Pools nicht mehr gegeben, was die Bereit-

schaft der Unternehmen zur Teilnahme deutlich ver-
ringern und damit den Erfolg des Modells in Frage
stellen würde. Die Unternehmen leisten durch die
Finanzierung des Pools und durch Zahlung von Ver-
leihsätzen, die über dem Niveau kommerzieller Ver-
leihfirmen liegen, einen erheblichen Eigenbeitrag.
Daneben sollte bereits jetzt eine Förderung personal-
wirtschaftlicher Maßnahmen (Tools zur Personalein-
satzplanung und zum Qualifizierungsmanagement)
erfolgen, die Voraussetzung für die Einrichtung und
die Effektivität des Pools sind. Der VSM wird sich
weiterhin gegenüber der Politik für dieses innovative
Modell einsetzen.

Flusskreuzfahrtschiff „Johann Strauß“, 180 Passagiere



3. Aus- und Weiterbildung

Im globalen Wettbewerb kann die maritime
Industrie ihre technologische Führung beim Bau
anspruchsvoller Schiffe nur durch den Ausbau der
Innovationsfähigkeit sichern. Hierzu sind exzellent
ausgebildete Fachkräfte Voraussetzung. Wissen wird
zukünftig noch mehr als schon heute der entscheiden-
de Produktionsfaktor sein. Der deutsche Schiffbau
verfolgt daher, wie andere innovative Industrien und
internationale Wettbewerber auch, langfristig ange-
legte Personalentwicklungsstrategien sowohl für den
akademischen als auch den gewerblichen Nachwuchs.

Das Jahr 2004 brachte für die schiffbauliche Aus-
bildung im gewerblichen Bereich wichtige Gesetzge-
bungs- und Verordnungsprojekte. Zunächst sollte der
Entwurf des Berufsausbildungssicherungsgesetzes
(BerASichG) einen Beitrag zur Förderung des Fach-
kräftenachwuchses und der Berufsausbildungschan-
cen junger Menschen leisten.

Obwohl die Ausbildungsquote der Werften und
der maritimen Zulieferer mit mehr als 7 % überdurch-
schnittlich hoch ist und damit viele dieser Unterneh-
men nicht zu den potenziellen Zahlern einer Ausbil-
dungsplatzabgabe, sondern zu den Beziehern ent-
sprechender Fördermittel gehören würden, beurteilt
die Branche den Gesetzentwurf kritisch. Ausbildungs-
fachleute erwarten von der Umsetzung des BerASichG
wenig Einfluss auf die Anzahl der Ausbildungsplätze.
Vielmehr sehen sie die Gefahr der Abkopplung der
Ausbildung von der betrieblichen Praxis und des Ein-
stiegs in eine verschulte Ausbildung. Sie bemängeln
zudem, dass auch ausbildungswilligen Betrieben
erheblicher Verwaltungsaufwand zugemutet wird,
ohne dass die bestehenden Probleme der Ausbildung
angegangen werden.

Die tieferen Ursachen für die Ausbildungs-
zurückhaltung liegen bei vielen Unternehmen in ihrer
wirtschaftlich schwierigen Lage und in der mangeln-
den Ausbildungsreife vieler Schulabgänger. Einstel-
lungstests der Unternehmen bestätigen bei Bewer-
bern zunehmend so deutliche Mängel bei Basisqualifi-

kationen, z. B. in Deutsch, Mathematik und Physik,
dass ein Ausbildungserfolg für anspruchsvolle Fachar-
beiterberufe unwahrscheinlich wird. Da auf den Werf-
ten für den Eigenbedarf ausgebildet wird und nach wie
vor ein geringer Bedarf an Mitarbeitern unter Fachar-
beiterniveau (An- und Ungelernte, Kurzausbildungen
mit Einzelqualifikationen) besteht, ist es für den Schiff-
bau wichtig, dass die schulische Bildung durch die Ein-
führung verbindlicher Qualitätssicherungsinstrumen-
te die erforderlichen Leistungsstandards erreicht.

Mehr Erfolg verspricht deshalb der zwischen den
Sozialpartnern geschlossene „Nationale Pakt für Aus-
bildung und Fachkräftenachwuchs in Deutschland“,
in dem in freiwilliger Kooperation zwischen Regierung
und Wirtschaft allen ausbildungswilligen und ausbil-
dungsfähigen Jugendlichen ein Angebot auf Ausbil-
dung unterbreitet werden soll. Die deutschen Werf-
ten, die weiterhin in mehr als 20 gewerblichen und
kaufmännischen Berufen ausbilden, werden hierzu
auch zukünftig eine hohe Ausbildungsquote beitragen
und dem Großteil der neuen Facharbeiter im
Anschluss an ihre Ausbildung attraktive Arbeitsplätze
bieten.

Die Schiffbauindustrie ist gerade in der Ausbil-
dung ihrer Mitarbeiter progressiv. Die Neuordnung
der gewerblichen Metall- und Elektroberufe wurde im
Berichtsjahr umgesetzt. Sie bringt neben neuen
Berufsbezeichnungen für bedeutende Werftberufe
weitgehende Veränderungen in den Ausbildungsor-
ganisationen und in den Prüfungsstrukturen. Obwohl
neu gestaltete und neue branchenübergreifende
Berufe in der Schiffbauindustrie erfolgreich implemen-
tiert und von Schulabgängern gut nachgefragt wer-
den, besteht hinsichtlich der Branchensichtbarkeit und
des Erhalts maritimen Bewusstseins der Wunsch, den
Begriff Schiffbau in Berufsbezeichnungen und in der
Außendarstellung beizubehalten. Daher begrüßen es
die Werften, dass zukünftig neben attraktiven neuen
Berufen, wie z. B. Mechatroniker, das traditionelle
Schiffbauer-Berufsbild inhaltlich modernisiert unter
dem neuen Namen „Konstruktionsmechaniker/in
Schiffbau“ angeboten werden kann und somit pro-
duktbezogen und erkennbar bleibt.
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Auch im Wettbewerb um den knappen Ingeni-
eurnachwuchs setzt der Schiffbau auf innovative Aus-
bildungsformen, Branchenidentifikation und frühe
Bindung zum Unternehmen. Daher wird die Ein-
führung dualer Ausbildungsformen in den Schiffbau
konsequent fortgesetzt. Mittlerweile bieten mehr als
zehn Werften in Zusammenarbeit mit sieben deut-
schen Hochschulen Ausbildungsplätze in doppelquali-
fizierenden Studiengängen (Facharbeiterbrief und FH-
Diplom) oder als industriebegleitendes Studium
(erhöhte Praxisanteile in vertraglicher Bindung zwi-
schen Unternehmen und Student) an.

Die Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Schiff-
baus beim Bau anspruchsvoller Schiffe erfordert
zukünftig mehr denn je Exzellenz, die letztlich auf der

Kreativität und Innovationskraft ihrer Ingenieure
beruht. Daher werden die Werften ihren bisher 
12 %igen Anteil von Ingenieuren aller Fachrichtungen
an der Belegschaft weiter steigern müssen. Dabei ist
der Ingenieurmangel in der Fachrichtung Schiffs- und
Meerestechnik weiterhin ein Engpass. Zurzeit über-
steigt der jährliche Brachenbedarf die Absolventenzahl
der schiffstechnischen Hochschulen um etwa 80 %.

Die Schiffbauindustrie setzt daher große Erwar-
tungen in das BMBF-geförderte Vorhaben „mar-ing“,
das durch E-learning und andere standortübergreifen-
de Kooperationen die Vernetzung der schiffstechni-
schen Universitäten Berlin, Duisburg, Hamburg und
Rostock anstrebt. Die Industrie verspricht sich davon
eine Effizienzsteigerung in der maritimen Hochschul-

Mega-Yacht „White Rose of Drachs“, 65 m Länge



ausbildung mit verkürzten Studiendauern und mehr
Absolventen. Hierbei sollte sich das Bildungsnetzwerk
nicht auf die akademische Erstausbildung beschrän-
ken, sondern auch Weiterbildungsangebote für das
„lebenslange Lernen“ bereitstellen, um wertvolles
Humankapital auf dem Stand der Technik zu halten.
Die Fachhochschulen sollten von dieser Vernetzung
nicht ausgeschlossen bleiben. 

Eine weitgehende Kooperation zwischen Uni-
versitäten, Fachhochschulen und Wirtschaft ist auch
bei der Einführung der Bachelor- und Masterstudi-
engänge in den Schiffbau (bisher in Bremen und Kiel
realisiert) vonnöten. Allerdings stellt die Industrie 

an einen berufsqualifizierenden Bachelor-Abschluss
hohe Anforderungen hinsichtlich Ausbildungsqualität
(inklusive notwendiger Praxisanteile) und Vergleich-
barkeit.

Letztlich kann die Zukunftsfähigkeit des Schiff-
baus nur mit einer ausreichenden Zahl von Absolven-
ten mit Forschungs- und Entwicklungspotenzial gesi-
chert werden. Die maritime Industrie stellt sich daher
gemeinsam mit Wissenschaft und Lehre der Heraus-
forderung, jungen Menschen am Beginn ihrer beruf-
lichen Laufbahn wettbewerbsfähige und attraktive
Berufsfelder mit technologischen und persönlichen
Entwicklungsperspektiven anzubieten.
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